
BVB-Kauf


Besondere Vertragsbedingungen

für den Kauf von EDV-Anlagen und -Geräten

(BVB-Kauf)

3 Ergänzende Regelungen aufgrund der Schuldrechtsreform vom 01.01.2002

3.1
Die Regelung in § 7 Nr. 4 Absatz 2 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Im Verzugsfall kann der Auftraggeber dem Auftragnehmer eine angemessene Frist zur Leistung setzen. Nach Ablauf dieser Frist kann der Auftraggeber vom Vertrag ganz oder teilweise zurücktreten und Schadensersatz statt der Leistung verlangen. Anstelle des Schadensersatzes statt der Leistung kann gemäß § 284 BGB Ersatz der Aufwendungen verlangt werden. Es gilt die Haftungsbegrenzung nach § 7 Nr. 5 BVB-Kauf in der Neufassung gemäß 3.2 dieses Vertrages. 

Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen des Auftragnehmers zu erklären, ob er wegen der Verzögerung der Leistung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Leistung besteht. Diese Anfrage ist während der Frist gemäß § 7 Nr. 4 Absatz 2 Satz 1 BVB-Überlassung in der Neufassung gemäß 3.1 dieses Vertrages und mit angemessener Frist vor deren Ablauf zu stellen. Bis zum Zugang der Antwort beim Auftragnehmer bleibt dieser zur Leistung berechtigt.

3.2
Die Regelung in § 7 Nr. 5 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Die Zahlungsverpflichtung des Auftragnehmers nach den Nummern 1, 2 und 3 ist auf hundert Verzugstage beschränkt; im Falle des Rücktritts gemäß Nummer 4 zahlt der Auftragnehmer unabhängig vom Zeitpunkt des Rücktritts eine Vertragsstrafe für hundert Verzugstage. Die Beschränkung der Haftung gilt nicht bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

3.3
Die Regelung in § 9 Nr. 1 Absatz 3 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Die Gewährleistung beginnt mit dem Tag nach Erklärung der Betriebsbereitschaft (§ 5 Nr. 4). Die Gewährleistungsfrist beträgt 24 Monate, sofern nichts anderes vereinbart ist. Sie verlängert sich um die Zahl der Kalendertage, an denen die Anlage oder Geräte infolge Mängel, die unter die Gewährleistung fallen, mehr als zwölf Stunden nicht genutzt werden konnten.

3.4
Die Regelung in § 9 Nr. 9 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Die Zahlungsverpflichtung für die Vertragsstrafe gemäß Nummer 3 bis 7 ist auf hundert Kalendertage beschränkt; im Falle der Nummer 8 und des § 8 Nr. 6 zahlt der Auftragnehmer unabhängig vom Zeitpunkt des Rücktritts Vertragsstrafe für hundert Kalendertage. Die Beschränkung der Haftung gilt nicht bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

3.5
Die Regelung in § 10 Nr. 2 Absatz 2 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Beweist der Auftragnehmer, dass ihm dies nicht möglich oder wegen der Auswirkungen auf seine Wirtschaftslage nicht zumutbar ist, kann auch der Auftragnehmer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, dass sich der Auftraggeber auf eigene Kosten mit dem Schutzrechtsinhaber einigt. Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 9 in der Neufassung gemäß 3.3 und 3.4 dieses Vertrages entsprechend auch nach Ablauf der Gewährleistungsfrist. Werden Schutzrechte geltend gemacht, die dem Auftragnehmer bei Vertragsabschluss nicht bekannt sein konnten, entfällt die Verpflichtung zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach § 9. Diese Beschränkung der Haftung gilt nicht bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.
3.6
Die Regelung in § 11 Nr. 1 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Der Auftragnehmer haftet für Sachschäden, die dem Auftraggeber entstehen, soweit er sie zu vertreten hat. Für sonstige Schäden haftet der Auftragnehmer, soweit sie durch den Auftragnehmer oder die Kaufsache unmittelbar verursacht wurden und der Auftragnehmer sie zu vertreten hat. Die Haftungshöchstsumme je Schadensfall beträgt bei Sachschäden 1 Million €, bei sonstigen Schäden 500.000 €. Die Haftungsregelung gilt nicht für Verzug, Gewährleistung und für Schutzrechtsverletzungen, soweit der Schaden dadurch entsteht,  dass die Anlage oder Geräte keine oder fehlerhafte Ergebnisse liefern; die Haftung hierfür ist in den §§ 7, 9 und 10 abschließend geregelt.

Der Auftragnehmer haftet nicht für die Wiederbeschaffung von Daten, es sei denn, dass er deren Vernichtung grobfahrlässig oder vorsätzlich verursacht und der Auftraggeber sichergestellt hat, dass diese Daten aus Datenmaterial, das in maschinenlesbarer Form bereitgehalten wird, mit vertretbarem Aufwand rekonstruiert werden können.

Die Beschränkung der Haftung in § 11 Nr. 1 BVB-Kauf in der Neufassung gemäß 3.6 dieses Vertrages gilt nicht bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

3.7
Die Regelung in § 12 Nr. 1 Absatz 2 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Das gilt nicht, wenn die Behinderung oder Unterbrechung durch einen Arbeitskampf verursacht wird, den der Auftragnehmer durch rechtswidrige Handlungen verschuldet hat oder bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

3.8
Die übrigen Regelungen der BVB-Kauf bleiben unverändert.
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Anhang: Begriffsbestimmungen

§ 1

Sachlicher Geltungsbereich
Die nachstehenden Bedingungen gelten für den Kauf von EDV-Anlagen und -Geräten, für die Grundsoftware, für die Wartung während der Gewährleistungsfrist und für andere vereinbarte Leistungen.

§ 2

Art und Umfang der Leistungen
Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen werden durch die vertraglichen Abmachungen geregelt. Maßgebend dafür sind:

a)
Leistungsbeschreibung (Kaufschein einschließlich Ergänzungen und Änderungen gemäß § 25),

b)
nachstehende Bedingungen einschließlich der Begriffsbestimmungen (Anhang),

c)
allgemein angewandte technische Richtlinien und Fachnormen,

d)
die Allgemeinen Bedingungen für die Ausführung Leistungen (VOL/B).

Bei Unstimmigkeiten gelten die vertraglichen Abmachungen in der vorstehenden Reihenfolge.

§ 3

Preis
1.
Der Kaufpreis ist das Entgelt für alle vertraglichen Leistungen, soweit nichts anderes vereinbart ist.

2.
Der Kaufpreis und die Vergütung für Nebenleistungen (Vergütung für die Vorhaltung bzw. die Nutzung einer Ausweichanlage, für Personalausbildung, Beratung und Testzeiten - soweit diese Leistungen nicht durch den Kaufpreis abgegolten sind - sowie Wartungsleistungen nach § 17 Nr. 1 Satz 2) sind in der Leistungsbeschreibung aufzugliedern.

3.
Der vereinbarte Kaufpreis und die Vergütung für Nebenleistungen sind feste Preise, es sei denn, daß in der Leistungsbeschreibung ein Preisvorbehalt vereinbart ist.

Für den Fall, daß für den Preisvorbehalt keine anderweitige Regelung vereinbart ist, gilt folgendes:

a)
Der Kaufpreis kann bis zum vereinbarten Anlieferungstermin geändert werden, wenn sich nach Angebotsabgabe der Ecklohn für die Metallindustrie durch Änderungen der Tarife, oder bei einem tariflosen Zustand durch Änderungen von orts- und gewerbeüblichen Betriebsvereinbarungen ändert und wenn die Frist zwischen Angebotsabgabe und der Preisänderung mehr als 6 Monate beträgt. Änderungen des Ecklohns auf Grund von Tarifverträgen oder orts- und gewerbeüblichen Betriebsvereinbarungen, die bereits bei Angebotsabgabe abgeschlossen waren, bleiben unberücksichtigt. Der Auftragnehmer hat in der Leistungsbeschreibung anzugeben, um wieviel Prozent sich der Kaufpreis ändert bei einer Änderung des oben angeführten Ecklohns um 1 Dpf./Stunde. Bei einer Preiserhöhung trägt der Auftragnehmer von dem so errechneten Mehrbetrag 10 % als Selbstbeteiligung, mindestens jedoch 0,5 % des Kaufpreises. Bei einer Preissenkung ist der Auftragnehmer berechtigt, 10 % des so errechneten Minderbetrages, mindestens jedoch 0,5 % des Kaufpreises einzubehalten.

Der Preisvorbehalt bezieht sich nur auf den Teil der Leistung, der durch die Änderung der maßgeblichen Kostenfaktoren betroffen wird. Zur Feststellung des Leistungsumfanges wird, wenn der Auftragnehmer den Wert der bis zum Tage der Änderung des maßgebenden Lohnes erbrachten Leistung nicht nachweist, ein lieferzeitproportionaler Fertigungsablauf unterstellt. Danach ergibt sich der Fertigungsstand am Änderungsstichtag aus dem Verhältnis von abgelaufener Lieferzeit zu vertraglicher Gesamtlieferzeit.

Ein neu festgesetzter Kaufpreis darf jedoch die unter gleichartigen Voraussetzungen von anderen Käufern allgemein und stetig geforderten und erzielten Kaufpreise nicht überschreiten.

b)
Handelt es sich bei dem Kaufpreis ganz oder teilweise um einen nachgewiesenen Listenpreis und ist nicht eine Regelung nach Buchstabe a vereinbart, so wird bei einer Erhöhung der Listenpreise bis zum vereinbarten Anlieferungstermin der Mehrbetrag entrichtet, wenn der Auftragnehmer nachweist, daß die Preisliste der Koordinierungs und Beratungsstelle der Bundesregierung für die EDV beim Bundesminister des Innern vorliegt und daß er den erhöhten Kaufpreis als Listenpreis von anderen Käufern allgemein und stetig fordert und erzielt und daß die Frist zwischen Angebotsabgabe und Listenpreiserhöhung mehr als sechs Monate beträgt.

Sind gemäß § 4 Nr. 2 Vorauszahlungen vereinbart worden, bezieht sich der Preisvorbehalt auf den um die geleisteten Zahlungen geminderten Kaufpreis.

Erhöhungen sind wenigstens drei Monate vor ihrem Inkrafttreten dem Auftraggeber schriftlich anzukündigen. Geht die Ankündigung dem Auftraggeber verspätet zu, wird die beabsichtigte Erhöhung nicht vor Ablauf dieser Frist, gerechnet vom Tage des Zugangs der Ankündigung beim Auftraggeber an, wirksam. 

Wird die Preiserhöhung bis drei Monate vor Lieferung oder innerhalb der ersten acht Monate nach Vertragsabschluß vorgenommen, steht dem Auftraggeber innerhalb einer Frist von einem Kalendermonat nach Zugang der Ankündigung durch den Auftragnehmer ein Rücktrittsrecht für die Geräte zu, die von der Preiserhöhung betroffen sind, wenn Vereinbarungen über den neuen Preis nicht zustande kommen. Das Rücktrittsrecht erstreckt sich auf solche Geräte, deren Nutzung durch die Rückgabe der von der Preiserhöhung betroffenen Geräte dem Auftraggeber nicht mehr möglich oder für ihn nicht wirtschaftlich sinnvoll ist; dieses Rücktrittsrecht ist jedoch ausgeschlossen, wenn die von der Preiserhöhung betroffenen Geräte einen verhältnismäßig geringen Teil des Auftragswertes darstellen. 

Ermäßigen sich bis zum Zeitpunkt der Anlieferung die für gleichartige Leistungen durch den Auftragnehmer von anderen Auftraggebern allgemein geforderten Preise, so gelten diese für den Auftraggeber. 

c)
Die Vergütung für Nebenleistungen kann sechs Monate nach Angebotsabgabe erhöht werden, wenn der Auftragnehmer nachweist, daß die erhöhte Vergütung von anderen Käufern allgemein und stetig gefordert und erzielt wird. Ermäßigt sich die für gleichartige Leistungen durch den Auftragnehmer von anderen Auftraggebern allgemein und stetig geforderte Vergütung, so gilt diese für den Auftraggeber vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an. 

4.
Eine Preisänderung auf Grund einer Änderung der Umsatzsteuer ist ausgeschlossen, es sei denn, daß ein Preisvorbehalt für die Umsatzsteuer vereinbart ist. In diesem Fall kann die Umsatzsteuer mit dem am Tage des Entstehens der Steuerschuld geltenden Steuersatz (§13 Umsatzsteuergesetz) in Rechnung gestellt werden. Ist der Steuersatz in der Zeit zwischen Angebotsabgabe und Entstehen der Steuerschuld durch Gesetz geändert worden und sind in diesem Zusammenhang durch die Änderungen anderer Steuern Minderbelastungen eingetreten, so sind diese bei der Berechnung des neuen Preises zu berücksichtigen. Wird aus Anlaß der Änderung des Umsatzsteuergesetzes eine gesetzliche Regelung für die Abwicklung bestehender Verträge getroffen, so tritt an Stelle dieser vertraglichen Regelung die gesetzliche.

§ 4

Zahlungen
1.
Der Auftraggeber wird alle Rechnungen unverzüglich nach Eingang prüfen, feststellen und den Betrag zahlen. Ist eine Abnahme nach § 8 vorgesehen, erfolgt die Zahlung - ausgenommen bei Vorauszahlungen - jedoch nicht vor der Abnahmeerklärung. 

Dies gilt auch für vereinbarte Teilleistungen.

2.
Vorauszahlungen können nur bis zur Höhe von 50% des Kaufpreises vereinbart werden; Voraussetzung hierfür ist, daß Sicherheit durch selbstschuldnerische Bankbürgschaft oder eine gleichwertige Sicherheit gestellt wird.

3.
Muß der Auftragnehmer eine unverzinsliche Vorauszahlung aus von ihm zu vertretenden Gründen ganz oder teilweise zurückzahlen, so ist der zurückzuzahlende Betrag vom Tage der Leistung der Vorauszahlung bis zu ihrer Rückzahlung mit 2% über dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu verzinsen. 

Für Verzugszeiten (§ 7) und für den über dreißig Tage hinausgehenden Zeitraum der Funktionsprüfung (§ 8), soweit die Verzögerung vom Auftragnehmer zu vertreten ist, sind unverzinsliche Vorauszahlungen in gleicher Weise zu verzinsen. Gerät der Auftragnehmer mit einem Teil der Leistung, für die unverzinsliche Vorauszahlungen geleistet wurden, in Verzug, so sind diese anteilmäßig für die nichtgelieferten Geräte und die Geräte, deren Nutzung durch die nichtgelieferten Geräte dem Auftraggeber nicht möglich oder für ihn nicht wirtschaftlich sinnvoll ist (§ 7 Nr. 3), in gleicher Weise zu verzinsen. 

Entsprechendes gilt, wenn die Anlage oder Geräte nicht genutzt werden können, weil der Auftragnehmer mit der Lieferung der Grundsoftware oder der übrigen Software gemäß § 7 Nr. 2 in Verzug gerät.

§ 5

Anlieferung, Aufstellung und Betriebsbereitschaft
1.
Ort und Zeitpunkt der Anlieferung sowie der Zeitpunkt der Betriebsbereitschaft (Nummer 4) sind in der Leistungsbeschreibung anzugeben. Können infolge langer Lieferfristen bei Vertragsabschluß verbindliche Termine nicht angegeben werden, so ist zunächst ein frühester und ein spätester Anlieferungstermin zu vereinbaren; das gleiche gilt für den Zeitpunkt der Betriebsbereitschaft. Spätestens acht Monate vor dem vereinbarten frühesten Termin sind der Anlieferungstermin sowie der Zeitpunkt der Betriebsbereitschaft endgültig zu vereinbaren.

2.
Rechtzeitig, spätestens bei Vertragsabschluß, gibt der Auftragnehmer dem Auftraggeber die Installations- und Aufstellungsvoraussetzungen schriftlich verbindlich bekannt. Auf Verlangen berät er den Auftraggeber ohne besondere Berechnung bei der Durchführung der notwendigen Maßnahmen in angemessenem und für ihn zumutbarem Umfang.

3.
Der Auftraggeber verpflichtet sich, bis zum Anlieferungstermin die Installations- und Aufstellungsvoraussetzungen gemäß Nummer 2 zu schaffen. Auf Verlangen teilt er dem Auftragnehmer rechtzeitig vor Ablauf des Anlieferungstermins mit, daß die Installations- und Aufstellungs​voraussetzungen erfüllt sind.

4.
Der Auftragnehmer liefert die Anlage oder Geräte bis in die Aufstellungsräume des Auftraggebers und versetzt sie in betriebsbereiten Zustand. Die Betriebsbereitschaft weist er anhand seiner Prüfprogramme nach; die Betriebsbereitschaft ist dem Auftraggeber schriftlich mitzuteilen. 

Auf Verlangen hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber die Unterlagen über durchgeführte erfolgreiche Prüfungen der Anlage oder Geräte in einer für Käufer nachprüfbaren Form zur Verfügung zu stellen. 

Soweit die Kosten für den Transport der Anlage oder Geräte vom Hof des Auftraggebers bis in die Aufstellungsräume nicht durch den Kaufpreis abgegolten werden, sind diese in der Leistungsbeschreibung anzugeben. Ist dies in Ausnahmefällen nicht möglich, werden diese Kosten zusammen mit der Zahlung des Kaufpreises gegen Nachweis erstattet.

5.
Auf Verlangen stellt der Auftraggeber dem Auftragnehmer für die Zeit der Aufstellung und Inbetriebsetzung der Anlage oder Geräte sowie während der Gewährleistungsfrist den notwendigen Raum zum Aufbewahren von Geräten, Werkzeugen, Ersatzteilen usw. sowie gegebenenfalls für das Aufstellungs- bzw. Wartungspersonal zur Verfügung.

6.
Der Auftragnehmer übergibt die Grundsoftware und die übrige vereinbarte Software funktionsbereit auf dem vereinbarten Datenträger.

§ 6

Eigentums- und Gefahrübergang, Nutzungsrechte an der Software
1.
Die Gefahr geht mit Zugang der Erklärung der Betriebsbereitschaft (§ 5 Nr. 4 Abs. 1) auf den Auftraggeber über.

Das Eigentum an der Anlage oder den Geräten geht mit der Abnahme auf den Auftraggeber über, soweit im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist.

2.
Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber nicht ausschließlich und unwiderruflich die Rechte zur vollen Nutzung der im Kaufschein angegebenen Software auf der im Kaufschein angegebenen Anlage bzw. den im Kaufschein angegebenen Geräten sowie den hieran angeschlossenen Geräten anderer Hersteller ein. 

Der Auftraggeber verpflichtet sich, die erhaltene Software mit den Rechten nach Absatz 1 Dritten nur weiterzugeben, soweit dies für den Betrieb der Anlage oder Geräte notwendig ist, und hierbei dem Dritten die gleichen Verpflichtungen weiterzugeben, die ihm insoweit selbst auferlegt sind. 

§ 7

Verzug
1.
Kommt der Auftragnehmer mit der betriebsbereiten Übergabe der Anlage oder Geräte in Verzug, teilt er insbesondere aus von ihm zu vertretenden Gründen die Betriebsbereitschaft nicht zu dem nach § 5 Nr. 1 maßgeblichen Zeitpunkt mit, so stellt er dem Auftraggeber, sofern in der Leistungsbeschreibung vereinbart, eine Ausweichanlage zur Verfügung. Einzelheiten, insbesondere der späteste Zeitpunkt für die Bereitstellung der Ausweichanlage, sind in der Leistungsbeschreibung festzulegen.

Die dem Auftraggeber durch die Benutzung der Ausweichanlage entstehenden zusätzlichen Kosten (Kosten für die Benutzung der Ausweichanlage, Reise- und Aufenthaltskosten für das Bedienungspersonal, Kosten für den Transport der erforderlichen Materialien wie Datenträger, Formulare usw.) trägt der Auftragnehmer. Stellt der Auftragnehmer die Ausweichanlage nicht zum vereinbarten Zeitpunkt zur Verfügung, so hat er von diesem Zeitpunkt an eine Vertragsstrafe zu zahlen. Die Höhe der Vertragsstrafe beträgt für jeden Verzugstag 1/1500 des in der Leistungsbeschreibung festgelegten Kaufpreises. Die Verpflichtung zur Zahlung der Vertragsstrafe endet an dem Tag, an dem die Ausweichanlage nachträglich zur Verfügung gestellt oder die Betriebsbereitschaft der Anlage oder Geräte dem Auftraggeber mitgeteilt wird.

Kann der Auftraggeber an diesem Tag die Ausweichanlage bzw. die gekaufte Anlage mehr als zwölf Stunden nutzen, endet die Verpflichtung zur Zahlung der Vertragsstrafe bereits mit Ablauf des Vortages.

Ist eine Ausweichanlage nicht vereinbart und überschreitet der Verzug  dreißig Kalendertage, so ist für jeden Tag des Verzugs 1/1500 des in der Leistungsbeschreibung festgelegten Kaufpreises als Vertragsstrafe an den Auftraggeber zu zahlen.

2.
Verzug bei der Übergabe der funktionsbereiten Grundsoftware nach § 1 oder der in der Leistungsbeschreibung festgelegten übrigen Software, zu deren Lieferung spätestens zusammen mit der Anlage oder den Geräten sich der Auftragnehmer verpflichtet hat, gilt als Verzug bei der betriebsbereiten Übergabe der Anlage oder Geräte, zu deren Nutzung diese Software bestimmt ist.

3.
Gerät der Auftragnehmer mit der betriebsbereiten Übergabe eines Teils der Anlage oder Geräte in Verzug und ist für den Auftraggeber die Nutzung der gelieferten Geräte wirtschaftlich sinnvoll, so hat der Auftragnehmer eine Vertragsstrafe nach Nummer 1, bezogen auf den Kaufpreis für die nichtgelieferten Geräte, zu zahlen. Falls der Auftraggeber sich darauf beruft, daß die Benutzung der gelieferten Geräte für ihn wirtschaftlich nicht sinnvoll ist, hat er die Gründe dem Auftragnehmer mitzuteilen. 

Wird durch den Verzug die Nutzung bereits gelieferter Geräte gemindert, so ist unbeschadet der Regelung nach Absatz 1 für diese Geräte eine Vertragsstrafe zu zahlen; die Höhe der Vertragsstrafe richtet sich nach der Gebrauchsminderung der gelieferten Geräte. Eine unerhebliche Minderung bleibt außer Betracht. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß auch, wenn der Auftragnehmer mit einem Teil der Software gemäß Nummer 2 in Verzug gerät. 

3.1
Die Regelung in § 7 Nr. 4 Absatz 2 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Im Verzugsfall kann der Auftraggeber dem Auftragnehmer eine angemessene Frist zur Leistung setzen. Nach Ablauf dieser Frist kann der Auftraggeber vom Vertrag ganz oder teilweise zurücktreten und Schadensersatz statt der Leistung verlangen. Anstelle des Schadensersatzes statt der Leistung kann gemäß § 284 BGB Ersatz der Aufwendungen verlangt werden. Es gilt die Haftungsbegrenzung nach § 7 Nr. 5 BVB-Kauf in der Neufassung gemäß 3.2 dieses Vertrages. 

Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen des Auftragnehmers zu erklären, ob er wegen der Verzögerung der Leistung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Leistung besteht. Diese Anfrage ist während der Frist gemäß § 7 Nr. 4 Absatz 2 Satz 1 BVB-Überlassung in der Neufassung gemäß 3.1 dieses Vertrages und mit angemessener Frist vor deren Ablauf zu stellen. Bis zum Zugang der Antwort beim Auftragnehmer bleibt dieser zur Leistung berechtigt.

4.
Kündigt der Auftragnehmer dem Auftraggeber vor dem vereinbarten Liefertermin schriftlich an, daß er um mehr als hundert Kalendertage in Verzug kommen wird, so hat er die voraussichtliche Verzugsdauer mitzuteilen. Der Auftraggeber kann innerhalb einer Frist von neunzig Kalendertagen nach Zugang der Ankündigung vom Vertrag ganz oder für einen Teil der Leistungen zurücktreten. Hat der Auftraggeber dieses Rücktrittsrecht nicht ausgeübt, so lebt es wieder auf, wenn der Auftragnehmer die mitgeteilte Verzugsfrist überschreitet.

Kommt der Auftragnehmer ohne Ankündigung in Verzug, kann der Auftraggeber dem Auftragnehmer eine angemessene Nachfrist mit der Erklärung setzen, daß er nach Ablauf dieser Frist vom Vertrag ganz oder teilweise zurücktreten wird.

3.2
Die Regelung in § 7 Nr. 5 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Die Zahlungsverpflichtung des Auftragnehmers nach den Nummern 1, 2 und 3 ist auf hundert Verzugstage beschränkt; im Falle des Rücktritts gemäß Nummer 4 zahlt der Auftragnehmer unabhängig vom Zeitpunkt des Rücktritts eine Vertragsstrafe für hundert Verzugstage. Die Beschränkung der Haftung gilt nicht bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

5.
Die Zahlungsverpflichtung des Auftragnehmers nach den Nummern 1, 2 und 3 ist auf hundert Verzugstage beschränkt; im Falle des Rücktritts gemäß Nummer 4 zahlt der Auftragnehmer unabhängig vom Zeitpunkt des Rücktritts eine Vertragsstrafe für hundert Verzugstage.

6.
Kommt der Auftraggeber mit seiner Verpflichtung nach § 5 Nummer 3 in Verzug, werden 90 % des Kaufpreises dreißig Tage nach der vereinbarten Betriebsbereitschaft fällig. Überschreitet der Verzug des Auftraggebers hundert Kalendertage, so ist der Auftragnehmer berechtigt, die Zahlung des restlichen Kaufpreises zu verlangen. Die Zahlung erfolgt unter dem Vorbehalt einer erfolgreichen Abnahme nach § 8. 

Darüber hinaus steht ihm Ersatz der durch diese Verzögerung nachweislich entstandenen notwendigen Kosten zu. An Stelle der Kostenerstattung gegen Nachweis der entstandenen Aufwendungen kann eine pauschalierte Kostenerstattung vereinbart werden. 

7.
Die Regelungen des § 343 BGB über die Herabsetzung der Vertragsstrafe bleiben in den vorgenannten Fällen unberührt.

§ 8

Abnahme
1.
Entspricht die Leistung des Auftragnehmers den Vereinbarungen, erklärt der Auftraggeber unverzüglich nach erfolgreicher Funktionsprüfung (Leistungs- und Zuverlässigkeitsprüfung) schriftlich die Abnahme. Zum Zweck der Funktionsprüfung stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber mit der Mitteilung der Betriebsbereitschaft die Anlage oder Geräte zur Verfügung. Die Funktionsprüfung beginnt am ersten Werktag nach Zugang der Mitteilung über die Betriebsbereitschaft. Für die Funktionsprüfung dürfen (außer in den Fällen der Nummer 2 Buchstabe c) nur solche Programme verwendet werden, die auf vergleichbaren Anlagen erfolgreich geprüft sind. Welche Anlagen vergleichbar sind, bestimmen Auftragnehmer und Auftraggeber im gegenseitigen Einvernehmen. 

Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragnehmer unverzüglich zu unterrichten, wenn während der Funktionsprüfung Mängel auftreten.

2.
Die Funktionsprüfung ist erfolgreich durchgeführt, wenn im Rahmen der vertragsgemäßen Nutzung an dreißig aufeinanderfolgenden Kalendertagen 

a)
die Anlage oder Geräte und die Grundsoftware nach §1 die Leistungen erbringen, die den in der Leistungsbeschreibung festgelegten Spezifikationen und zugesicherten Eigenschaften entsprechen, 

b) 
die vom Auftragnehmer zu vertretende Ausfallzeit bei einer Nutzungszeit von mindestens hundert Stunden nicht mehr als 10 % der Summe der Nutzungszeit und der Ausfallzeit beträgt, 

c) 
die in der Leistungsbeschreibung festgelegte übrige Software, zu deren Lieferung spätestens zusammen mit der Anlage oder den Geräten der Auftragnehmer sich verpflichtet hat, den dort festgelegten Spezifikationen und zugesicherten Eigenschaften entspricht und 

d) 
von der Anlage oder den Geräten und der Grundsoftware nach § 1 die bei Vertragsabschluß vorhandenen, ablauffähigen Programme des Auftraggebers verarbeitet werden, zu deren Nutzung die Anlage oder Geräte ausdrücklich beschafft wurden und die in der Leistungsbeschreibung aufgeführt sind. 

Für die dreißig aufeinanderfolgenden Kalendertage gelten Ausfalltage, die nicht vom Auftragnehmer zu vertreten sind, nicht als Unterbrechung der Funktionsprüfung. Die Funktionsprüfung verlängert sich auf Verlangen des Auftraggebers um die Zahl dieser Tage, es sei denn, daß der Auftraggeber die Unterbrechung zu vertreten hat. 

3. 
Sind für einzelne Geräte einer Anlage in der Leistungsbeschreibung unterschiedliche Anlieferungstermine vereinbart, so beschränkt sich die Funktionsprüfung jeweils auf die unter die Teillieferung fallenden Geräte. Die Funktionsprüfung der gesamten Anlage nach Abschluß der Teillieferungen bezieht sich auf das Zusammenwirken aller Geräte. Die Einzelheiten der Gesamtprüfung werden gesondert vereinbart. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung im Falle des § 7 Nr. 3. 

4. 
Führt die Funktionsprüfung nur deshalb nicht zum Erfolg, weil innerhalb der Prüfperiode gemäß Nummer 2 aus vom Auftraggeber zu vertretenden Gründen keine hundert Nutzungsstunden für die Anlage oder Geräte erreicht werden, gelten Anlage oder Geräte als abgenommen.

5. 
Der Auftraggeber wird im Einvernehmen mit dem Auftragnehmer auf die Durchführung einer Funktionsprüfung schriftlich verzichten, wenn eine sachliche Notwendigkeit für eine Prüfung nicht besteht.

6. 
Kann die Funktionsprüfung aus vom Auftragnehmer zu vertretenden Gründen nicht innerhalb von hundert Kalendertagen - gerechnet vom Zeitpunkt der Meldung der Betriebsbereitschaft an - erfolgreich abgeschlossen werden, kann der Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten. § 9 Nr. 8 findet insoweit keine Anwendung.

§ 9

Gewährleistung
3.3
Die Regelung in § 9 Nr. 1 Absatz 3 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Die Gewährleistung beginnt mit dem Tag nach Erklärung der Betriebsbereitschaft (§ 5 Nr. 4). Die Gewährleistungsfrist beträgt 24 Monate, sofern nichts anderes vereinbart ist. Sie verlängert sich um die Zahl der Kalendertage, an denen die Anlage oder Geräte infolge Mängel, die unter die Gewährleistung fallen, mehr als zwölf Stunden nicht genutzt werden konnten.

1.
Der Auftragnehmer gewährleistet für die Dauer der Gewährleistungsfrist, daß seine vertraglichen Leistungen die in der Leistungsbeschreibung zugesicherten Eigenschaften haben und nicht mit Fehlern behaftet sind, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag vorausgesetzten Gebrauch aufheben oder mindern. Eine unerhebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit bleibt außer Betracht. Die Gewährleistung erstreckt sich nicht auf die Mängel, die auf äußeren, vom Auftragnehmer nicht beeinflußbaren Umständen beruhen. 

Der Auftraggeber hat im Rahmen des Zumutbaren die Maßnahmen zu treffen, die eine Feststellung der Fehler und ihrer Ursachen erleichtern und Wiederholungsläufe abkürzen (z. B. Prüfsummenbildung, Programm-Fixpunktroutinen). 

Die Gewährleistung beginnt mit dem Tag nach Erklärung der Betriebsbereitschaft (§ 5 Nr. 4) und endet frühestens neun Monate nach der Abnahme; sie verlängert sich um die Zahl der Kalendertage, an denen die Anlage oder Geräte infolge Mängel, die unter die Gewährleistung fallen, mehr als zwölf Stunden nicht genutzt werden konnten. 

Sind für einzelne Geräte einer Anlage in der Leistungsbeschreibung unterschiedliche Anlieferungstermine vereinbart, so gilt für das Zusammenwirken der Geräte eine gesonderte Gewährleistungsfrist. Sie endet nach Ablauf der Gewährleistungsfrist für das zuletzt gelieferte Gerät. Einzelheiten werden gesondert vereinbart. 

2.
Treten während der Gewährleistungsfrist an der Anlage oder den Geräten bei vertragsgemäßer Nutzung Mängel auf, die unter die Gewährleistung fallen, so hat der Auftragnehmer unverzüglich durch Instandsetzung für die Beseitigung der Störung zu sorgen. Nach Durchführung der Arbeiten werden in den Unterlagen (z. B. im Betriebsbuch) des Auftraggebers folgende Angaben gemacht: 

-
Tag und Uhrzeit der Störungsmeldung

-
Tag und Uhrzeit der Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft

-
Beschreibung der Störung, insbesondere Darstellung der Ursache.

Die Angaben sind vom Wartungspersonal zu unterschreiben.

Für Instandsetzungsarbeiten, die außerhalb der Zeit montags bis freitags von 7 bis 18 Uhr oder an Feiertagen durchgeführt werden, kann in der Leistungsbeschreibung eine gesonderte Vergütung für den Mehraufwand vereinbart werden. 

Auf Verlangen unterrichtet der Auftraggeber den Auftragnehmer über die vorgesehenen Einsatzzeiten der Anlage oder Geräte.

3.
Können wegen Mängeln, die unter die Gewährleistung fallen, die Anlage oder Geräte nicht oder nicht voll genutzt werden, stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber, sofern in der Leistungsbeschreibung vereinbart, unverzüglich eine Ausweichanlage zur Verfügung. Einzelheiten, insbesondere der späteste Zeitpunkt für die Bereitstellung der Ausweichanlage, sind in der Leistungsbeschreibung festzulegen. Während der Funktionsprüfung wird auf die Bereitstellung einer Ausweichanlage verzichtet, es sei denn, daß Gegenteiliges in der Leistungsbeschreibung vereinbart ist.

Bei Gestellung einer Ausweichanlage trägt der Auftragnehmer die durch die Benutzung der Ausweichanlage entstehenden zusätzlichen Kosten (Kosten für die Benutzung der Ausweichanlage, Reise- und Aufenthaltskosten für das Bedienungspersonal, Kosten für den Transport der erforderlichen Materialien wie Datenträger, Formulare usw.).

Im Falle des § 7 Nr. 6 endet die Verpflichtung des Auftragnehmers zur Bereitstellung einer Ausweichanlage 9 Monate nach dem ursprünglich für die Betriebsbereitschaft vereinbarten Zeitpunkt.

Wird eine Ausweichanlage nicht zum vereinbarten Zeitpunkt bereitgestellt. Leistet der Auftragnehmer für jeden Kalendertag, an dem die Anlage oder Geräte genutzt werden sollten, aber wegen Mängeln, die unter die Gewährleistung fallen, vom Zeitpunkt der Störungsmeldung an mehr als zwölf Stunden nicht genutzt werden konnten, 1/1500 des Kaufpreises als Vertragsstrafe.

4.
Ist eine Ausweichanlage nicht vereinbart, beginnt die Verpflichtung zur Zahlung der Vertragsstrafe nach Nummer 3 Abs. 4 mit dem dritten vorgesehenen Nutzungstag, an dem die Anlage oder Geräte mehr als 12 Stunden nicht genutzt werden können.

5.
Die Verpflichtung zur Zahlung der Vertragsstrafe endet mit Ablauf des Tages, an dem die Ausweichanlage nachträglich zur Verfügung gestellt oder die gekaufte Anlage bzw. die gekauften Geräte wieder betriebsbereit übergeben werden. Kann der Auftraggeber an diesem Tag die Ausweichanlage bzw. die gekaufte Anlage oder die gekauften Geräte mehr als zwölf Stunden nutzen, so endet die Verpflichtung zur Zahlung der Vertragsstrafe bereits mit Ablauf des Vortages.

6.
Wird durch Mängel, die unter die Gewährleistung fallen, die Nutzung der Anlage oder Geräte nur gemindert, so ist der Auftraggeber berechtigt, die Zahlung einer Vertragsstrafe in einer der Gebrauchsminderung entsprechenden Höhe zu verlangen; für die Berechnung gilt Nummer 4 entsprechend.

7.
Der Auftragnehmer gewährleistet die einwandfreie Funktion der Grundsoftware nach § 1 sowie der in der Leistungsbeschreibung festgelegten übrigen Software, zu deren Lieferung spätestens zusammen mit der Anlage oder den Geräten sich der Auftragnehmer verpflichtet hat. Mängel an dieser Software gelten als Mängel an der Anlage oder den Geräten. Der Gewährleistung unterliegt die letzte vom Auftraggeber übernommene Programmversion. Eine neue Programmversion ist vom Auftraggeber, sobald es ihm zumutbar ist, zu übernehmen, wenn die Programmänderung zur Vermeidung von Ausfällen der Anlage oder Geräte oder zur Behebung von Schutzrechtsverletzungen notwendig ist oder der Fehlerbeseitigung dient; § 16 Nr. 3 bleibt unberührt. Übernimmt der Auftraggeber eine neue Programmversion berechtigterweise nicht, ist der Auftragnehmer verpflichtet, Mängel der bisher verwendeten Programmversion zu beseitigen.

Werden Programme des Auftraggebers, zu deren Nutzung die Anlage oder Geräte ausdrücklich beschafft wurden und die in der Leistungsbeschreibung aufgeführt sind, von der Anlage oder den Geräten nicht verarbeitet oder führt ihre Verarbeitung zu falschen oder unvollständigen Ergebnissen, obwohl sie auf vergleichbaren Anlagen oder Geräten fehlerfrei verarbeitet werden können, gilt dies als Mangel an der Anlage oder den Geräten.

Die Nummern 1 bis 6 und 8 bis 12 gelten sinngemäß.

Die Gewährleistung entfällt für vom Auftraggeber geänderte Programme, es sei denn, daß ein Mangel erkennbar nicht auf die Änderung zurückzuführen ist.

8.
Werden während einer Frist von dreißig Kalendertagen, gerechnet vom Zeitpunkt der Störungsmeldung an den Auftragnehmer, Mängel nicht so beseitigt, daß die Kaufsache vertragsgemäß genutzt werden kann, kann der Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten. Hat der Auftragnehmer eine Ausweichanlage zur Verfügung gestellt, kann der Auftraggeber erst nach Ablauf einer Nachfrist von dreißig Tagen vom Vertrag zurücktreten. Kosten für die Benutzung einer Ausweichanlage können vom Auftragnehmer nur insoweit geltend gemacht werden, als sie den Höchstbetrag der Vertragsstrafe überschreiten. 

3.4
Die Regelung in § 9 Nr. 9 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Die Zahlungsverpflichtung für die Vertragsstrafe gemäß Nummer 3 bis 7 ist auf hundert Kalendertage beschränkt; im Falle der Nummer 8 und des § 8 Nr. 6 zahlt der Auftragnehmer unabhängig vom Zeitpunkt des Rücktritts Vertragsstrafe für hundert Kalendertage. Die Beschränkung der Haftung gilt nicht bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

9.
Die Zahlungsverpflichtung für die Vertragsstrafe gemäß Nummer 3 bis 7 ist auf hundert Kalendertage beschränkt; im Falle der Nummer 8 und des § 8 Nr. 6 zahlt der Auftragnehmer unabhängig vom Zeitpunkt des Rücktritts Vertragsstrafe für hundert Kalendertage.

10.
Gewährleistungsansprüche können auch nach Ablauf der Gewährleistungsfrist geltend gemacht werden, wenn die entsprechenden Mängel vor Ablauf der Gewährleistungsfrist dem Auftragnehmer gemeldet worden sind.

11.
Wiederholt sich eine auf derselben Ursache beruhende Störung innerhalb von acht Nutzungsstunden nach Beendigung der Instandsetzungsarbeiten, so gilt die gesamte Zeit von der Meldung der ersten Störung an als Nutzungsausfall nach den Nummern 3, 4 und 6, es sei denn, daß die zwischenzeitlich erzielten Arbeitsergebnisse für den Auftraggeber einwandfrei und ohne besonderen Zeitaufwand erkennbar fehlerfrei und damit voll verwertbar waren.

12.
Die Regelungen des § 343 BGB über die Herabsetzung der Vertragsstrafe bleiben in den vorgenannten Fällen unberührt.

§ 10

Haltung des Auftragnehmers für die Verletzung von Schutzrechten
1.
Der Auftragnehmer steht dafür ein, daß die Kaufsache im Bereich der Bundesrepublik Deutschland [einschließlich Berlin (West)] frei von Schutzrechten Dritter (z. B. Patente Urheberrechte, bekanntgemachte Patentanmeldungen, eingetragene Warenzeichen, Gebrauchsmuster) ist, die ihre Nutzung ausschließen bzw. einschränken. Das gleiche gilt für nicht bekanntgemachte Patentanmeldungen, von denen der Auftragnehmer Kenntnis hat.

3.5
Die Regelung in § 10 Nr. 2 Absatz 2 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Beweist der Auftragnehmer, dass ihm dies nicht möglich oder wegen der Auswirkungen auf seine Wirtschaftslage nicht zumutbar ist, kann auch der Auftragnehmer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, dass sich der Auftraggeber auf eigene Kosten mit dem Schutzrechtsinhaber einigt. Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 9 in der Neufassung gemäß 3.3 und 3.4 dieses Vertrages entsprechend auch nach Ablauf der Gewährleistungsfrist. Werden Schutzrechte geltend gemacht, die dem Auftragnehmer bei Vertragsabschluss nicht bekannt sein konnten, entfällt die Verpflichtung zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach § 9. Diese Beschränkung der Haftung gilt nicht bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.
2. 
Werden nach Vertragsabschluß Verletzungen von Schutzrechten gemäß Nummer 1 geltend gemacht und wird die Nutzung der Kaufsache beeinträchtigt oder untersagt, ist der Auftragnehmer verpflichtet, nach seiner Wahl entweder die Kaufsache in der Weise zu ändern oder zu ersetzen, daß sie nicht mehr unter die Schutzrechte fällt, gleichwohl aber den vertraglichen Bedingungen entspricht, oder das Recht zu erwirken, daß der Auftraggeber die Kaufsache uneingeschränkt ohne Anlastung von Lizenzgebühren benutzen kann. 

Beweist der Auftragnehmer, daß ihm dies nicht möglich oder wegen der Auswirkungen auf seine Wirtschaftslage nicht zumutbar ist, kann auch der Auftragnehmer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, daß sich der Auftraggeber auf eigene Kosten mit dem Schutzrechtsinhaber einigt. Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 9 entsprechend auch nach Ablauf der Gewährleistungsfrist. Werden Schutzrechte geltend gemacht, die dem Auftragnehmer bei Vertragsabschluß nicht bekannt sein konnten, entfällt die Verpflichtung zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach § 9.

3.
Der Auftragnehmer übernimmt die alleinige und in der Höhe unbegrenzte Haftung Dritten gegenüber wegen Verletzung von Schutzrechten, soweit diese nicht durch Maßnahmen des Auftraggebers verursacht wurde. Er ist insbesondere verpflichtet, alle Rechtsstreitigkeiten, die sich aus Ansprüchen Dritter gegen den Auftraggeber ergeben, auf eigene Kosten durchzuführen.

Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragnehmer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn gegen ihn Ansprüche wegen Verletzung von Schutzrechten geltend gemacht werden, und bei Auseinandersetzungen mit Dritten im Einvernehmen mit dem Auftragnehmer zu handeln; Nummer 2 Abs. 2 Satz 1 letzter Halbsatz bleibt unberührt.

4.
Können die Anlage oder Geräte wegen Verletzung von Schutzrechten nicht genutzt werden, stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber auf Verlangen kostenlos eine Ausweichanlage in zumutbarer Entfernung zur Verfügung, es sei denn, daß dies einen unverhältnismäßig großen Aufwand erfordert.

§ 11

Haftung für sonstige Schäden, Versicherung
3.6
Die Regelung in § 11 Nr. 1 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Der Auftragnehmer haftet für Sachschäden, die dem Auftraggeber entstehen, soweit er sie zu vertreten hat. Für sonstige Schäden haftet der Auftragnehmer, soweit sie durch den Auftragnehmer oder die Kaufsache unmittelbar verursacht wurden und der Auftragnehmer sie zu vertreten hat. Die Haftungshöchstsumme je Schadensfall beträgt bei Sachschäden 1 Million €, bei sonstigen Schäden 500.000 €. Die Haftungsregelung gilt nicht für Verzug, Gewährleistung und für Schutzrechtsverletzungen, soweit der Schaden dadurch entsteht,  dass die Anlage oder Geräte keine oder fehlerhafte Ergebnisse liefern; die Haftung hierfür ist in den §§ 7, 9 und 10 abschließend geregelt.

Der Auftragnehmer haftet nicht für die Wiederbeschaffung von Daten, es sei denn, dass er deren Vernichtung grobfahrlässig oder vorsätzlich verursacht und der Auftraggeber sichergestellt hat, dass diese Daten aus Datenmaterial, das in maschinenlesbarer Form bereitgehalten wird, mit vertretbarem Aufwand rekonstruiert werden können.

Die Beschränkung der Haftung in § 11 Nr. 1 BVB-Kauf in der Neufassung gemäß 3.6 dieses Vertrages gilt nicht bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

1.
Der Auftragnehmer haftet für Personen- und Sachschäden, die dem Auftraggeber entstehen, soweit er sie zu vertreten hat. Für sonstige Schäden haftet der Auftragnehmer, soweit sie durch den Auftragnehmer oder die Kaufsache unmittelbar verursacht wurden und der Auftragnehmer sie zu vertreten hat. Die Haftungshöchstsumme je Schadensfall beträgt bei Personen- und Sachschäden 2 Millionen DM, bei sonstigen Schäden 1 Million DM. Die Haftungsregelung gilt nicht für Verzug, Gewährleistung und für Schutzrechtsverletzungen, soweit der Schaden dadurch entsteht, daß die Anlage oder Geräte keine oder fehlerhafte Ergebnisse liefern; die Haftung hierfür ist in den §§ 7, 9 und 10 abschließend geregelt.

Der Auftragnehmer haftet nicht für die Wiederbeschaffung von Daten, es sei denn, daß er deren Vernichtung grob fahrlässig oder vorsätzlich verursacht und der Auftraggeber sichergestellt hat, daß diese Daten aus Datenmaterial, das in maschinenlesbarer Form bereitgehalten wird, mit vertretbarem Aufwand rekonstruiert werden können.

2.
Der Auftraggeber kann vom Auftragnehmer den Nachweis verlangen, daß diese Ansprüche - soweit sie zu angemessenen Bedingungen bei einem im Inland zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherer versicherbar sind - durch eine Versicherung abgedeckt sind.

§ 12

Behinderung und Unterbrechung der Leistung
3.7
Die Regelung in § 12 Nr. 1 Absatz 2 BVB-Kauf wird wie folgt gefasst:

Das gilt nicht, wenn die Behinderung oder Unterbrechung durch einen Arbeitskampf verursacht wird, den der Auftragnehmer durch rechtswidrige Handlungen verschuldet hat oder bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

1.
Soweit der Auftragnehmer seine vertraglichen Leistungen infolge Arbeitskampf, höherer Gewalt, Krieg, Aufruhr oder anderer für den Auftragnehmer unabwendbarer Umstände nicht erbringen kann, treten für ihn keine nachteiligen Rechtsfolgen ein.

Das gilt nicht, wenn die Behinderung oder Unterbrechung durch einen Arbeitskampf verursacht wird, den der Auftragnehmer durch rechtswidrige Handlungen verschuldet hat.

Tritt die Behinderung oder Unterbrechung aus den in Absatz 1 genannten Gründen bei Vor- oder Unterlieferern ein, so gilt Absatz 1 nur, wenn die Leistung der Vor- oder Unterlieferer von Teilen oder Ersatzteilen hierdurch länger als zwanzig Kalendertage und die Leistung der Unterlieferer von Geräten hierdurch länger als zehn Tage verzögert wird.

2.
Sieht sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Durchführung der übernommenen Leistungen behindert, so hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Sobald zu übersehen ist, zu welchem Zeitpunkt die Leistung wieder aufgenommen werden kann, ist dies dem Auftraggeber schriftlich mitzuteilen.

3.
Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung wegfällt, hat der Auftragnehmer unter schriftlicher Mitteilung an den Auftraggeber die Leistungen ohne besondere Aufforderung unverzüglich wieder aufzunehmen.

4.
Die Nummern 1 bis 3 gelten entsprechend für die vertraglichen Leistungen des Auftraggebers.

§ 13

Personalausbildung, Einsatzvorbereitung
1.
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, auf Anforderung des Auftraggebers für einen Zeitraum von fünf Jahren nach Anlieferung der Anlage oder Geräte in angemessenem Umfang das zur Programmerstellung und Maschinenbedienung notwendige geeignete Personal auszubilden und das hierzu notwendige Material einschließlich der Literatur über Grundsoftware in deutscher Sprache, bei Übersetzungen auf Verlangen auch im Originaltext, zu überlassen. Soweit nichts Abweichendes vereinbart ist, erfolgt die Ausbildung in den Ausbildungskursen des Auftragnehmers.

2.
Der Auftragnehmer berät den Auftraggeber bei der Einsatzvorbereitung (Systemanalyse, Organisation, Programmierung und Programmtest) und während der Anlaufphase in angemessenem Umfang durch entsprechend qualifiziertes Personal und überläßt ihm das entsprechende Informationsmaterial in deutscher Sprache, bei Übersetzungen auf Verlangen auch im Originaltext. Er haftet nicht für ein bestimmtes Ergebnis.

3.
Der Auftragnehmer stellt dem Auftraggeber rechtzeitig vor dem Anlieferungstermin auf einer geeigneten Anlage ausreichende Testzeiten zur Verfügung.

4.
Die beiderseitigen Leistungen sind in der Leistungsbeschreibung oder in einem gesonderten Vertrag zu vereinbaren.

§ 14

Einweisung des Personals,

Bedienung der Anlage
1.
Der Auftragnehmer weist das Bedienungspersonal rechtzeitig ein und stellt gleichzeitig die notwendigen Bedienungsanweisungen in angemessenem Umfang in deutscher Sprache, bei Übersetzungen auf Verlangen auch im Originaltext, zur Verfügung.

Der Auftraggeber ist verpflichtet, die Anlage oder Geräte während der Gewährleistungsfrist entsprechend der Bedienungsanweisung des Auftragnehmers zu benutzen.

2.
Während der Gewährleistungsfrist auftretende Mängel sind dem Auftragnehmer unter Angabe der für die Störungsbeseitigung zweckdienlichen Informationen unverzüglich zu melden.

3.
Über die Betriebs-, Stillstands- und Wartungszeiten der Anlagen oder Geräte und den Zeitpunkt der Störungsmeldung führt der Auftraggeber während der Gewährleistungsfrist Aufzeichnungen (z.B. ein Betriebsbuch). Die Angaben über den Zeitpunkt der Störungsmeldung und die Wartungszeiten sind vom Wartungspersonal des Auftragnehmers zu unterschreiben. Bei Ansprüchen aus Gewährleistung sind die unterschriebenen Zeitangaben in diesen Aufzeichnungen für beide Seiten verbindlich. 

§ 15

Zutritt zu der Anlage
Für Instandsetzungsarbeiten aus Gewährleistung hat der Auftraggeber dem Auftragnehmer unverzüglich und ohne unzumutbare Auflagen Zutritt zu der Anlage oder den Geräten zu gewähren; die Sicherheitsauflagen sind in § 22 geregelt.

Für alle sonstigen Tätigkeiten des Auftragnehmers im Rahmen des Kaufvertrages wird der Zutritt durch besondere Vereinbarung geregelt.

§ 16

Erweiterung und Änderung der Anlage
1.
Nimmt der Auftragnehmer allgemein Änderungen an von ihm aufgestellten Anlage- oder Gerätetypen vor, so hat er den Auftraggeber rechtzeitig zu unterrichten, soweit die Anlage oder Geräte des Auftraggebers zu diesem Typ gehören.

Hält der Auftragnehmer während der Gewährleistungsfrist die Durchführung der Änderungen an der Anlage oder den Geräten des Auftraggebers für erforderlich, hat der Auftraggeber sie zuzulassen, soweit ihm hierdurch keine Ausgaben oder keine unzumutbaren Nachteile entstehen. Änderungen an der vom Auftragnehmer vertraglich übergebenen Software, die durch diese Änderungen an der Anlage oder den Geräten notwendig werden, hat der Auftragnehmer ebenfalls ohne Berechnung durchzuführen.

Änderungen gemäß Absatz 1, die der Auftraggeber verlangt, führt der Auftragnehmer - soweit technisch möglich - durch; Einzelheiten werden gesondert vereinbart.

2.
Beabsichtigt der Auftraggeber, während der Gewährleistungsfrist Änderungen an der Anlage oder den Geräten oder der Grundsoftware vorzunehmen oder Geräte anderer Hersteller anzuschließen, zeigt er dies dem Auftragnehmer rechtzeitig an.

Ist der Auftragnehmer der Auffassung, daß er durch die Änderungen oder durch den Anschluß von Geräten in der Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen beeinträchtigt ist, weist er den Auftraggeber hierauf schriftlich hin.

Führt der Auftraggeber Änderungen im Einvernehmen mit dem Auftragnehmer durch, so wird hiervon die Gewährleistungsverpflichtung des Auftragnehmers für seine vertraglichen Leistungen nicht berührt; andernfalls erlischt die Gewährleistung des Auftragnehmers, es sei denn, daß ein Mangel erkennbar nicht auf die Änderung zurückzuführen ist.

Schließt der Auftraggeber an die Anlage oder die Geräte, die vom Auftragnehmer geliefert wurden, Geräte anderer Hersteller an, so erstreckt sich die Gewährleistungspflicht des Auftragnehmers bis zur Schnittstelle der von ihm gelieferten Anlage oder Geräte.

Beeinflussen die Änderungen oder der Anschluß von Geräten die Instandhaltungsarbeiten nach § 17 Nr. 1 wesentlich, so ist auf Verlangen des Auftragnehmers eine Vereinbarung nach § 17 Nr. 1 Abs. 1 Satz 2 zu treffen.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die für den Anschluß der Geräte anderer Hersteller notwendigen Geräte oder Geräteteile dem Auftraggeber zu vermieten oder zu verkaufen, soweit diese allgemein verfügbar sind.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber zu unterrichten, wenn ihm bekannt ist, daß durch die Änderungen oder den Anschluß der Geräte Schutzrechte Dritter verletzt werden.

3.
Sollen die Anlage oder Geräte vereinbarungsgemäß im Zusammenwirken mit in der Leistungsbeschreibung aufgeführten Anlagen oder Geräten anderer Hersteller genutzt werden, so gewährleistet der Auftragnehmer, daß seine Geräte anschlußkompatibel sind und daß die von ihm gelieferte Software auch im Zusammenwirken mit den Geräten, die vereinbarungsgemäß an die Geräte des Auftragnehmers angeschlossen werden, ordnungsgemäß arbeitet. Für alle Nachteile, die dem Auftraggeber dadurch entstehen, daß die genannten Voraussetzungen nicht gegeben sind, haftet der Auftragnehmer im Rahmen der Vertragsbedingungen. Dies gilt auch für Schäden oder Mängel, die durch diese Geräte an den Geräten verursacht werden, an die sie angeschlossen sind, und für Schutzrechtsverletzungen.

Änderungen nach Nummer 1, die der Auftragnehmer nach Lieferung an den Geräten des Auftraggebers vornimmt, dürfen die Anschlußkompatibilität nach Absatz 1 nicht beeinträchtigen; ebenso darf durch diese Änderungen oder durch Änderungen an der gelieferten Software deren Funktionsfähigkeit auch in bezug auf die angeschlossenen Fremdgeräte nicht beeinträchtigt werden. 

Einzelheiten können gesondert vereinbart werden.

4.
Der Auftragnehmer ist in den Fällen der Nummern 2 und 3 während der Gewährleistungsfrist verpflichtet, sich auf Verlangen des Auftraggebers im Rahmen des Zumutbaren an der Eingrenzung der Fehler zu beteiligen, die sich aus dem Zusammenwirken der Geräte ergeben können. Stellt sich hierbei heraus, daß der Fehler von den Geräten verursacht wurde, die an die vom Auftragnehmer gelieferten Geräte angeschlossen sind, ist der Auftragnehmer berechtigt, eine Vergütung für seine Leistungen bei der Fehlereingrenzung zu verlangen. 

§ 17

Wartung während der Gewährleistungsfrist
1.
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, während der Gewährleistungsfrist die erforderlichen Instandhaltungsarbeiten regelmäßig durchzuführen. Die Vergütung hierfür ist, soweit sie nicht im Kaufpreis enthalten ist, in der Leistungsbeschreibung zu vereinbaren. 

Der Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer die Anlage oder Geräte für die Durchführung der erforderlichen Instandhaltungsarbeiten zur Verfügung. Die Arbeiten werden nach einem zu vereinbarenden Zeitplan durchgeführt.

2.
Der Auftragnehmer hat während der Gewährleistungsfrist auch die Instandsetzungsarbeiten, zu denen er nicht nach § 9 und §11 verpflichtet ist, unverzüglich durchzuführen; hierfür kann er eine Vergütung verlangen.

3.
Nach Durchführung der Wartungsarbeiten hat das Wartungspersonal des Auftragnehmers in den Unterlagen (z. B. im Betriebsbuch) des Auftraggebers (§ 14 Nr. 3) anzugeben, daß die Betriebsbereitschaft der Anlage oder Geräte wieder hergestellt wurde; die Angaben sind vom Wartungspersonal zu unterschreiben.

4.
Um behördliche Genehmigungen für Arbeiten an Sonn- und Feiertagen wird der Auftragnehmer mit Unterstützung des Auftraggebers nachsuchen.

5.
Ist auf Grund der §§ 7, 9 und 10 eine Ausweichanlage vereinbart, kann der Auftraggeber während der Gewährleistungsfrist diese gegen besondere Vergütung auch dann benutzen, wenn die gekaufte Anlage oder die gekauften Geräte aus anderen Gründen nicht genutzt werden können. Die Nutzungszeiten bedürfen der Vereinbarung.

§ 18

Wartung nach Ablauf der Gewährleistungsfrist
1.
Der Auftragnehmer ist auf Verlangen des Auftraggebers verpflichtet, die Anlage oder Geräte auch nach Ablauf der Gewährleistung zu warten. Hierüber ist auf der Grundlage der für die öffentlichen Auftraggeber maßgebenden "Besonderen Vertragsbedingungen für die Wartung von EDV-Anlagen und -Geräten" ein gesonderter Wartungsvertrag zu schließen. Das Verlangen ist vom Auftraggeber dem Auftragnehmer rechtzeitig, spätestens drei Monate vor dem beabsichtigten Wartungsbeginn, schriftlich mitzuteilen.

Wurden die Anlage oder Geräte nicht ständig vom Auftragnehmer gewartet, so überprüft der Auftragnehmer im Einvernehmen mit dem Auftraggeber die Anlage oder Geräte. Die Kosten dieser Überprüfung sind dem Auftraggeber vor Beginn der Arbeiten schriftlich verbindlich bekanntzugeben und werden dem Auftraggeber gesondert in Rechnung gestellt. Nach dem Ergebnis der Überprüfung teilt der Auftragnehmer schriftlich mit, auf Grund welcher Überholungsarbeiten und für welche Mindestdauer er die Wartung nach den "Besonderen Vertragsbedingungen für die Wartung von EDV-Anlagen und -Geräten" zu übernehmen bereit ist. Einzelheiten der Überholung, insbesondere die Kosten, werden auf Grund eines Kostenvoranschlages gesondert vereinbart.

2.
Macht der Auftraggeber von der Möglichkeit der Wartung durch den Auftragnehmer keinen Gebrauch, kann der Auftraggeber verlangen, daß ihm der Auftragnehmer unverzüglich nach Aufforderung das für die Wartung notwendige Material (z. B. Wartungsanleitung, Anlagenbeschreibung, Testprogramme, Ersatzteillisten, Ersatzteile usw.) zur Verfügung stellt. Die Weitergabe dieses Materials an Dritte (Wartungsunternehmen) bedarf der Zustimmung durch den Auftragnehmer. Einzelheiten über das zur Verfügung zu stellende Material und ggf. die Preise sind gesondert zu vereinbaren.

3.
Der Auftragnehmer hält das für die Wartung notwendige Material für die Dauer von sieben Jahren nach der Abnahme der Anlage oder Geräte bereit, soweit im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist.

§ 19

Ergänzung der Software
1.
Der Auftragnehmer unterrichtet den Auftraggeber über seine vorhandene Grundsoftware sowie über eigene Neuentwicklungen der für die Anlagenkonfiguration des Auftraggebers geeigneten Grundsoftware und bietet ihm diese zur Benutzung an, soweit sie allgemein verfügbar sind.

2.
Verbesserungen oder Änderungen der dem Auftraggeber überlassenen Grundsoftware - einschließlich Informationsmaterial - sind unverzüglich nach Erprobung dem Auftraggeber auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. Hält der Auftragnehmer während der Gewährleistungsfrist die Übernahme der geänderten Programme aus Gründen, die nicht in der Gewährleistung liegen, für erforderlich, hat der Auftraggeber diese Programme zu übernehmen, soweit ihm hierdurch keine Ausgaben und keine unzumutbaren Nachteile entstehen. Einzelheiten werden gegebenenfalls gesondert vereinbart.

3.
Im übrigen unterrichtet der Auftragnehmer den Auftraggeber ständig über die von ihm entwickelte Software, soweit sie allgemein verfügbar ist und für den Auftraggeber nach dessen Aufgabenbereich von Bedeutung sein kann.

§ 20

Datenträger, Zubehör
Während der Gewährleistungsfrist müssen die vom Auftraggeber verwendeten Datenträger und Zubehörteile den allgemein angewandten Richtlinien und Fachnormen entsprechen. Der Auftragnehmer berät den Auftraggeber in allen im Zusammenhang mit der Beschaffung von Datenträgern, Zubehör und Arbeitsmitteln auftretenden Fragen; er stellt ihm hierbei seine Spezifikationen zur Verfügung. Die Spezifikationen des Auftragnehmers sind für den Auftraggeber insoweit verbindlich, als allgemein angewandte Richtlinien oder Fachnormen noch nicht vorliegen oder aus maschinenspezifischen Gründen ein Abweichen von diesen Richtlinien und Fachnormen notwendig ist.

§ 21

Umsetzungen, Abbau der Anlage
1.
Soweit vom Auftraggeber während der Gewährleistungsfrist Umsetzungen der Anlage oder Geräte vom ursprünglichen Standort an einen anderen Standort innerhalb der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) gewünscht werden und die Installations- und Aufstellungsvoraussetzungen am neuen Standort gegeben sind, hat der Auftragnehmer die Umsetzung durchzuführen. Einzelheiten werden gesondert vereinbart.

2
Der Auftraggeber trägt die aus der Umsetzung sich ergebenden Risiken. 

Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber auf mögliche Gewährleistungsrisiken hinzuweisen. Beeinflußt die Umsetzung die Gewährleistungsverpflichtungen des Auftragnehmers, so kann er verlangen, daß über die Gewährleistung eine neue Vereinbarung getroffen wird. 

3.
Soweit sich nach den §§ 7, 9 und 10 eine Rücknahme ergibt, übernimmt der Auftragnehmer den Abbau, die Verpackung und den Rücktransport der Anlage oder Geräte auf seine Kosten. Die Anlage oder Geräte sind spätestens 14 Tage nach Aufforderung vom Auftragnehmer oder dessen Beauftragten abzuholen.

§ 22

Geheimhaltung, Sicherheit
1.
Der Auftragnehmer hat mit der gebotenen Sorgfalt darauf hinzuwirken, daß alle Personen, die von ihm mit der Bearbeitung oder Erfüllung dieses Vertrages betraut sind, die gesetzlichen Bestimmungen über Datenschutz beachten und die aus dem Bereich des Auftraggebers erlangten Informationen, soweit sie nicht offenkundig sind, nicht an Dritte weitergeben oder sonst verwerten.

Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten Kenntnisse von Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnissen vertraulich zu behandeln; unberührt hiervon bleibt der Erfahrungsaustausch zwischen den öffentlichen Auftraggebern. 

2.
Über die Verpflichtung der Nummer 1 hinaus können weitere Sicherheitsvereinbarungen in der Leistungsbeschreibung oder in einem besonderen Vertrag getroffen werden. 

§ 23

Kauf einer Mietanlage

Übt der Auftraggeber ein ihm eingeräumtes Kaufrecht gemäß Mietvertrag für bereits installierte Anlagen oder Geräte aus, wird die Mietzeit, gerechnet von der gemeldeten Betriebsbereitschaft an, auf die Gewährleistungsfrist angerechnet. Die Funktionsprüfung gemäß § 8 gilt als erbracht, wenn die Anlage vom Auftraggeber abgenommen wurde oder von ihm mindestens drei Monate genutzt wurde.

§ 24

Erfüllungsort, Gerichtsstand, Abtretung
1.
Erfüllungsort ist der in der Leistungsbeschreibung angegebene Aufstellungsort.

2.
Für Rechtsstreitigkeiten ist ausschließlich das Gericht zuständig, in dessen Bezirk diejenige Stelle des Auftraggebers ihren Sitz hat, die für die Prozeßvertretung zuständig ist.

3
Die Abtretung von Forderungen des Auftragnehmers aus dem Vertrag bedarf der Zustimmung des Auftraggebers.

§ 25

Schriftform
Der Kaufvertrag, seine Ergänzungen und Änderungen bedürfen der Schriftform. Ergänzungen und Änderun​gen müssen als solche ausdrücklich gekennzeichnet sein.

A n h a n g zu den Besonderen Vertragsbedingungen für den Kauf von EDV-Anlagen und -Geräten

Begriffsbestimmungen

einiger in den Besonderen Vertragsbedingungen für den Kauf von

EDV-Anlagen und -Geräten verwendeter Begriffe
Anlage:
Zentraleinheit(en) einschließlich angeschlossener und zugeordneter Geräte.

Ausfallzeit:
Die Zeit, in der die Anlage oder Geräte keine oder fehlerhafte Leistungen erbringen.

Ausweichanlage:
Eine der Konfiguration des Anwenders entsprechende Anlage, die für die Programme des Anwenders geeignet ist.

Betriebsbereitschaft:
Uneingeschränkte Einsatzfähigkeit der Anlage oder Geräte.

Geräte:
Zentraleinheit oder die an die Zentraleinheit unmittelbar oder mittelbar angeschlossenen oder der Anlage zugeordneten Maschinen.

Grundsoftware:
Programme (einschließlich festverdrahteter Programme), die zum Betrieb einer festgelegten Anlagenkonfiguration Voraussetzung sind, insbesondere die zur Steuerung, Überwachung, Wartung und Diagnose der einzelnen Systemelemente (Zentraleinheit, Arbeitsspeicher, Anschlußgeräte) sowie die zur Verwaltung und Kontrolle der Programmabläufe erforderlichen Organisationsprogramme eines Betriebssystems.

Instandhaltung:
Alle vorbeugenden, zur Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft der Anlage oder Geräte erforderlichen Leistungen.

Instandsetzung:
Beseitigung von Störungen an der Anlage oder den Geräten durch Reparatur und/oder Ersatz.

Kaufsache:
Die gemäß Leistungsbeschreibung vom Auftragnehmer zu liefernde Anlage oder Geräte und die zu liefernde Software.

Nutzungsdauer/-stunden/-zeit:
Die Zeit, während der die Anlage oder Geräte programmwirksam -ausgenommen Programmläufe für Wartungszwecke - eingesetzt sind.

Wartung:
Leistungen zur Instandhaltung und Instandsetzung der EDV-Anlage oder -Geräte.

Wartungszeiten:
Tag, Uhrzeit und Dauer der Instandhaltungs- oder Instandsetzungsarbeiten.
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